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1 VORWORT 
 
Im Rahmen des EZA-Bildungsprogramms zum europäischen sozialen Dia-
log 2022/23 hat HIVA einen Forschungsbericht mit dem Schwerpunkt auf 
der sozioökonomischen Governance der EU und auf der institutionellen 
Verwaltung von drei zentralen politischen Projekten erstellt: die europäi-
sche Säule sozialer Rechte (European Pillar of Social Rights, EPSR), der 
europäische Grüne Deal (EGD) und die nationalen Aufbau- und Resilienz-
pläne (Recovery and Resilience Plans, RRP), die in den Mitgliedstaaten in 
der Zeit nach der Coronapandemie umgesetzt werden sollen. Basierend 
auf diesem politischen Hintergrund wurde in dem Bericht versucht, Orte 
sowie Möglichkeiten und Hindernisse für die Einbindung des sozialen Dia-
logs und die Teilhabe von Gewerkschaften zu ermitteln. Dieser Ansatz    
ermöglichte die Erarbeitung von empfohlenen Maßnahmen, die Arbeit-
nehmerorganisationen als Teil des sozialen Dialogs anwenden können, 
um anhaltende, wirksame Maßnahmen im Rahmen der europäischen  
Governance zu verfolgen und um mit ihrem Wissen und ihrer Erfahrung 
strategisch zu den oben aufgeführten zentralen politischen Projekten bei-
zutragen. 
 
In dieser Broschüre wird der politische Rahmen der Forschungsarbeit er-
läutert und die sich daraus ergebenden Handlungsempfehlungen für Ar-
beitnehmerorganisationen zusammengefasst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

EZA 

★★★
★

★

★
★ ★

★
★

5



2 EINLEITUNG 
 
Der soziale Dialog ist ein wichtiges Merkmal der europäischen sozialen 
Marktwirtschaft. Ein wichtiger Meilenstein für die Anerkennung des so-
zialen Dialogs auf der Ebene der Europäischen Union (EU) wurde 1985 
gelegt. Die Sozialpartner auf EU-Ebene – der Europäische Gewerkschafts-
bund (EGB), die Union der Industrien der Europäischen Gemeinschaft 
(UNICE, 2007 umbenannt in BusinessEurope) und der Europäische Ver-
band der öffentlichen Arbeitgeber und Unternehmen (CEEP, 2020 umbe-
nannt in SGI Europe) – trafen sich im Château de Val-Duchesse im Süden 
von Brüssel unter der Leitung von Jacques Delors, dem damaligen Prä-
sidenten der Europäischen Kommission. Zur damaligen Zeit galt der so-
ziale Dialog auf EU-Ebene als notwendiges Mittel zum Ausgleich der 
starken wirtschaftlichen Ausrichtung des Europäischen Ausschusses und 
als wichtiger Grundpfeiler der sozialen Dimension (Lapeyre 2018). Durch 
die Einladung der Sozialpartner als Organisationen anstelle der Einladung 
ihrer Führungskräfte als Personen wollte Delors die Legitimität der Sozi-
alpartner sowie ihre Rolle als zentrale Akteure bei Sozialfragen fördern 
(Lapeyre 2018). Diese wichtige Rolle wurde von der Kommission unter 
Juncker erneut bestätigt, die den sozialen Dialog mit einer hochrangigen 
Konferenz im März 2015 wieder in den Vordergrund rückte. Auf der Kon-
ferenz wurde über Möglichkeiten gesprochen, den sozialen Dialog auf EU-
Ebene und in den EU-Mitgliedstaaten zu stärken, während zudem die 
Verbindung des sozialen Dialogs zwischen diesen Ebenen verbessert wer-
den sollte. Auf diese hochrangige Konferenz folgte eine gemeinsame Er-
klärung, die von den Sozialpartnern auf EU-Ebene im Januar 2016 
verabschiedet wurde. Die Zielsetzung der Erklärung bestand neben an-
deren Zielen darin, eine umfangreichere Einbindung der Sozialpartner in 
die politische Entscheidungsfindung in der EU zu erreichen, insbesondere 
im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Governance der EU und dem 
Europäischen Semester.  
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Der soziale Dialog in der EU und der soziale Dialog in den Mitgliedstaaten 
müssen sich heute mit mindestens zwei Hauptmerkmalen der EU-Politik 
auseinandersetzen. Erstens basiert die Governance-Architektur der EU in 
ihrem Verhältnis zu den Mitgliedstaaten nun auf dem Europäischen Se-
mester. Zweitens ist die aktuelle Art der politischen Entscheidungsfindung 
in der EU von der Erarbeitung „zentraler politischer Projekte“ bzw. von 
politischen Paketen gekennzeichnet, die eine ganze Reihe von Zielen, 
Maßnahmen und Mitteln zur Bewältigung aktueller gesellschaftlicher He-
rausforderungen umfassen: soziale Ungleichheiten, Klimawandel und in 
jüngerer Zeit der wirtschaftliche Aufschwung in der Zeit nach der Coro-
nakrise. Diese drei zentralen politischen Projekte sind in ihrem Bestreben, 
eine widerstandsfähige EU aufzubauen, und in ihrer Governance durch 
das Semester miteinander verbunden.  
 
Diese zentralen politischen Projekte haben offensichtlich Auswirkungen 
auf die Kernthemen des sozialen Dialogs: Beschäftigung, Arbeitsbedin-
gungen usw. Trotz der größeren Aufmerksamkeit und der stärkeren Be-
mühungen zur Förderung des sozialen Dialogs kamen Fragen zur 
Teilhabe und Rolle der Sozialpartner und des sozialen Dialogs bei den 
zentralen politischen Projekten, die auf EU-Ebene aufgestellt werden, auf. 
Darüber hinaus erscheinen diese Entwicklungen in einem Kontext großer 
wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Veränderungen, die durch welt-
weite Trends wie den technologischen Wandel, die Globalisierung, den 
demografischen Wandel und den Klimawandel angetrieben werden und 
sich durch die Coronapandemie noch beschleunigten. 
 
Die Beiträge von Gewerkschaften zu den zentralen politischen Projekten 
in der Europäischen Union sind nicht selbstverständlich. Frühere Unter-
suchungen zu diesem Thema ergaben eine eher pessimistische Diagnose 
in Bezug auf die Einbindung von Gewerkschaften in Angelegenheiten der 
EU. Bei der Analyse der sozialen Dimension innerhalb der Lissabon-Stra-
tegie und der Strategie Europa 2020 kam Hyman 2011 zu dem Schluss, 
dass Gewerkschaften „innerhalb der politischen Entscheidungsfindung 
der EU deutlich an den Rand gedrängt werden” (Hyman 2011, S. 25). In 
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jüngerer Zeit fand Sabato heraus, dass nationale Gewerkschaften das Ge-
fühl haben, dass sie nur wenig Einfluss auf die Ergebnisse des Prozesses 
des Europäischen Semesters haben (Sabato 2020). Man könnte die Frage 
stellen, ob man im Fall von neueren zentralen politischen Projekten, die 
auf EU-Ebene verabschiedet werden, wie die Umsetzung der europäi-
schen Säule sozialer Rechte, der europäische grüne Deal und die Aufbau- 
und Resilienzfazilität, zu ähnlichen Schlussfolgerungen kommen könnte.  
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3 DIE ZENTRALEN POLITISCHEN 

PROJEKTE DER EU UND DER SOZIALE 

DIALOG 
 
Die europäische Säule sozialer Rechte, der europäische grüne Deal und 
die Aufbau- und Resilienzpläne sind zentrale politische Projekte, die als 
„politischer Rahmen“ dienen: Sie umfassen mehrere Ziele, dienen als 
Grundlage für zahlreiche politische Maßnahmen und Reformen und 
haben darüber hinaus Einfluss auf die Gestaltung von Governance-Me-
chanismen. Durch diese Merkmale lässt sich ein übergreifender Einfluss 
auf die EU-Politik ausüben.  
 
Erstens kann die europäische Säule sozialer Rechte als das sinnbildliche 
Ergebnis eines fortschrittlichen Weges angesehen werden, der die soziale 
Dimension in der EU-Politik gefördert hat. Als solches stellte die Ver-
abschiedung der europäischen Säule sozialer Rechte und schließlich ihre 
Umsetzung, die innerhalb des Semester überwacht werden sollte, die tra-
ditionelle Asymmetrie zwischen der ökonomischen und sozialen Dimen-
sion in Frage, die bisher die politische Entscheidungsfindung in der EU 
gekennzeichnet hatte. Anschließend wurde durch den europäischen grü-
nen Deal ein Paradigmenwechsel eingeleitet, indem Klimaneutralität als 
Voraussetzung für die Gestaltung jeglicher politischer Maßnahmen auf 
EU-Ebene sowie für die Koordinierung nationaler Maßnahmen durch das 
Europäische Semester eingeschlossen wurde. Und schließlich leiten die 
Aufbau- und Resilienzpläne den Aufschwung nach der Pandemie in den 
Mitgliedstaaten und schließen Ziele und strategische Grundsätze aus der 
europäischen Säule sozialer Rechte und dem europäischen grünen Deal 
mit ein, indem sie zu deren Umsetzung beitragen. 
 
Im Hinblick auf den sozialen Dialog und die Einbindung der Sozialpartner 
bei der politischen Entscheidungsfindung haben diese drei zentralen po-
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litischen Projekte mit Sicherheit einen Einfluss. Ihr Inhalt ist mit dem 
„Kerngeschäft“ des sozialen Dialogs verbunden und betrifft politische Be-
reiche wie Beschäftigung, Arbeitsbedingungen, Sozialpolitik, Industrie-
politik usw. Es wird erwartet, dass sich die Grundsätze und Ziele der 
europäischen Säule sozialer Rechte, des europäischen grünen Deals und 
der Aufbau- und Resilienzpläne auf diese drei politischen Bereiche aus-
wirken werden. Die Überprüfung politischer Dokumente im Zusammen-
hang mit den zentralen politischen Projekten, die von den Institutionen 
der EU veröffentlicht wurden (Mitteilungen, Leitlinien, Empfehlungen, Ver-
ordnungen usw.) deutet auf eine Annäherung hin, um die Einbindung des 
sozialen Dialogs gemeinsam mit der Förderung der Teilhabe der Sozial-
partner weiter voranzutreiben. Allerdings ist eine derartige Einbindung 
und Teilhabe in der Regel auf Konsultationsprozesse beschränkt (deren 
Qualität sich von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat unterscheidet), bei denen 
die Sozialpartner um unverbindliche Beiträge gebeten werden.  
 
Die Vielschichtigkeit der EU-Governance stellt eine weitere Herausforderung 
für die Einbindung des sozialen Dialogs dar. Die Vielfältigkeit nationaler Zu-
sammenhänge und Traditionen des sozialen Dialogs beeinflusst die Bedin-
gungen sowie die Qualität der Teilhabe der Sozialpartner. Aus der Sicht der 
europäischen Institutionen kann eine Gewährleistung der Einbindung des 
sozialen Dialogs auf der Ebene der Mitgliedstaaten nur durch sanfte Hand-
lungsmöglichkeiten erfolgen. Die EU kann den sozialen Dialog innerhalb der 
Mitgliedstaaten nur beeinflussen, indem sie nationale Regierungen und So-
zialpartner ermutigt und unterstützt, sich am sozialen Dialog zu beteiligen, 
insbesondere bei jedem zentralen politischen Projekt (wie der europäischen 
Säule sozialer Rechte, dem europäischen grünen Deal und den Aufbau- und 
Resilienzplänen). Im Hinblick auf die Zuweisung von Kompetenzen zwischen 
der EU und den Mitgliedstaaten und auf die Autonomie der nationalen So-
zialpartner können die Institutionen der EU den Mitgliedstaaten nicht die 
Anwendungsverfahren des sozialen Dialogs vorschreiben. Dieser ein-
geschränkte Handlungsspielraum der EU-Institutionen begrenzt die Mög-
lichkeiten der weiteren Einbindung des sozialen Dialogs in die Umsetzung 
dieser politischen Projekte auf der Ebene der Mitgliedstaaten.  
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4 DAS EUROPÄISCHE SEMESTER ALS 

GRUNDPFEILER FÜR DIE EINBINDUNG 

DER SOZIALPARTNER IN ZENTRALE 

POLITISCHE PROJEKTE 
 
Das Europäische Semester ist eine „Governance-Regelung“ (Sabato & 
Fronteddu 2020), die in der Zeit nach der Wirtschafts- und Finanzkrise ab 
2008 ins Leben gerufen wurde. Es wurde als Überwachungsinstrument 
für den Haushalt nach dieser Krise geschaffen. Daraus ist dann ein Koor-
dinierungsinstrument für soziale, wirtschaftliche und ökologische Maß-
nahmen entstanden (Creel et al. 2021). Aus horizontaler Perspektive soll 
es Ziele aus zentralen politischen Programmen in die Strategien der In-
stitutionen der EU (wie sie in Dokumenten wie dem Jahresbericht zum 
nachhaltigen Wachstum dargelegt werden) und in die politischen Maß-
nahmen und Reformen, die von den Mitgliedstaaten verabschiedet wer-
den, einbringen. Dies kann sich kompliziert gestalten, da sich das 
Europäische Semester mit unterschiedlichen Zielen und dem Druck aus 
unterschiedlichen politischen Projekten befassen muss (Vanhercke & Ver-
dun 2022). Sabato und Fronteddu (2020, S. 33) haben zusammengefasst, 
was dafür erforderlich ist:  
 
„Eine umfassende Analyse der Synergien und Kompromisse zwischen den 
Zielen, Initiativen und Empfehlungen, die von der EU in den unterschied-
lichen politischen Bereichen des Semesters vorgeschlagen werden, würde 
ein hohes Maß an politischer Integration und Koordinierung zwischen 
den verschiedenen institutionellen Akteuren für wirtschaftliche, soziale 
und ökologische Maßnahmen sowie eine Verbesserung ihrer analytischen 
Kompetenzen erfordern.“ 
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Die Integration des Aktionsplanes der europäischen Säule sozialer Rechte 
und der Ziele des europäischen grünen Deals haben das Semester bereits 
auf den Weg der Koordinierung geführt. Das Semester gilt auch als Mittel 
zur Integration der Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDG) in die Politik 
der EU und der Mitgliedstaaten, obwohl die Einbindung der europäischen 
Säule sozialer Rechte und des europäischen grünen Deals innerhalb des 
Europäischen Semesters die Umsetzung einiger Ziele für nachhaltige Ent-
wicklung bereits abdeckt (Sabato & Mandelli 2021). 
 
Aus vertikaler Perspektive muss das Semester die Kohärenz der Orientie-
rung, Verabschiedung und Umsetzung von Maßnahmen zwischen den in-
ternationalen, europäischen, nationalen, regionalen und lokalen Ebenen 
(mit der Integration der Ziele für nachhaltige Entwicklung) sicherstellen. 
Von der EU-Ebene bis zu den nationalen Ebenen prägen die drei zentralen 
politischen Projekte der EU die Maßnahmen, die in den Mitgliedstaaten 
verabschiedet oder reformiert werden. Darüber hinaus stellen sie auch 
ein Zusammenspiel zwischen der EU- und der internationalen Ebene dar, 
indem sie zur Umsetzung der Ziele für nachhaltige Entwicklung der UN 
auf EU-Ebene beitragen. Die Koordinierung zwischen den unterschiedli-
chen Governance-Ebenen erfolgt durch weiche (formal nicht bindende) 
Governance-Mittel, macht es für die Mitgliedstaaten jedoch schwierig, zu 
handeln, ohne sie dabei zu berücksichtigen. Wie von Verdun und Zeitlin 
dargelegt (2018, S. 138):  
 
„Auch wenn das Semester keine rechtliche Übertragung von Souveränität 
von den Mitgliedstaaten auf EU-Ebene umfasst, hat es den Institutionen 
der EU bei der Überwachung, genauen Prüfung und Lenkung der natio-
nalen Wirtschafts-, Steuer- und Sozialpolitik dennoch eine sichtbarere und 
maßgebendere Rolle verliehen als jemals zuvor.“  
 
Die Hinzufügung politischer Projekte, die vom Semester koordiniert wer-
den sollen, insbesondere seit der Verabschiedung der Aufbau- und Resi-
lienzpläne, hat die weiche Governance des Semesters verfestigt 
(Vanhercke & Verdun 2022). 
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Die Schaffung des Europäischen Semesters wurde als echter „Quanten-
sprung“ in der EU-Governance mit größerem Einfluss der EU-Institutionen 
auf nationale Entscheidungsfindungsprozesse wahrgenommen (Vesan et 
al. 2021). Die wichtige Stellung des Semesters hat auch Einfluss auf die 
Dynamik des sozialen Dialogs, sowohl auf europäischer als auch auf na-
tionaler Ebene. Bezüglich des europäischen sozialen Dialogs beinhaltet 
der Governance-Rahmen, der auf Koordinierungs- und Überwachungs-
aufgaben des Semesters basiert, keine spezifische Regelung für die Ein-
bindung des sozialen Dialogs. Der europäische soziale Dialog stützt sich 
weiterhin auf bestehende Mechanismen (Artikel 154-155 AEUV), die in 
den Verträgen geregelt sind. Es ist bereits bekannt, dass es dem europäi-
schen sozialen Dialog nicht gelingt, dass die europäischen Sozialpartner 
regelmäßig an formellen Verhandlungen teilnehmen, und noch weniger, 
verbindliche Vereinbarungen hervorzubringen (Pochet & Degryse 2016). 
Der europäische soziale Dialog wird daher als schwaches politisches In-
strument wahrgenommen. Die Stellung des Europäischen Semesters bei 
der Koordinierung der Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik verleiht den 
Institutionen der EU und vor allem der Europäische Kommission eine füh-
rende Rolle bei der politischen Entscheidungsfindung, lässt jedoch wenig 
Raum für eine weitere Teilhabe der Mechanismen des europäischen so-
zialen Dialogs, obwohl die Kommission weiterhin Konsultationen mit den 
Sozialpartnern abhält. Zur Überwindung dieses Hindernisses fordern ei-
nige Gewerkschaften (wie der EGB) und institutionelle Gremien (wie der 
EWSA) einen dauerhaften Koordinierungsmechanismus zwischen dem 
Semesterprozess und dem sozialen Dialog (Europäischer Wirtschafts- und 
Sozialausschuss 2021; Europäischer Gewerkschaftsbund 2021). Ein der-
artiger Mechanismus steht jedoch noch nicht auf der Agenda der Kom-
mission. Nichtsdestotrotz werden durch die Initiative zur Unterstützung 
des sozialen Dialogs, die in der dritten Amtszeit 2022 starten soll, Maß-
nahmen ergriffen. Die Initiative wird die folgenden vier Maßnahmen um-
fassen (die bereits im Nahles-Bericht genannt wurden):  
 
(1)     Start einer Auszeichnung für innovative Verfahren des sozialen Dia-

logs 
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(2)     Informations- und Besuchsprogramme für junge, zukünftige Füh-
rungskräfte des sozialen Dialogs  

 
(3)     Überprüfung des sektoralen sozialen Dialogs auf EU-Ebene und  
 
(4)     ein neuer Unterstützungsrahmen für Vereinbarungen der Sozial-

partner auf EU-Ebene (Europäische Kommission 2021).  
 
Diese Maßnahmen entsprechen der Bereitschaft der EU-Institutionen zur 
Förderung des sozialen Dialogs.  
 
Auf nationaler Ebene kann die vielschichtige Rolle des Semesters auch 
als Gefährdung des nationalen sozialen Dialogs und der Einbindung       
nationaler Sozialpartner angesehen werden. Da den nationalen Regie-
rungen dadurch die Einhaltung der Haushalts- und Steuerdisziplin vor-
geschrieben wird, lässt dieser Prozess nur wenig Raum für zwei- oder 
dreigliedrige Verhandlungen, bei denen Sozialpartner in die Gestaltung 
sozioökonomischer Maßnahmen eingebunden werden. Zur gleichen Zeit 
nutzen die EU-Institutionen das Europäische Semester jedoch, um natio-
nalen Regierungen einen Anreiz zu bieten, damit diese nationale Sozial-
partner und Organisationen der Zivilgesellschaft in die Gestaltung und 
Umsetzung politischer Maßnahmen stärker einbinden. So kann das Se-
mester beispielsweise durch länderspezifische Empfehlungen eine Rolle 
bei der Förderung der Einbindung des sozialen Dialogs und der Teilhabe 
der Sozialpartner spielen. Im Jahr 2020 erhielten 12 Mitgliedstaaten län-
derspezifische Empfehlungen, „in denen die Notwendigkeit zur stärkeren 
Einbindung der Sozialpartner in Entscheidungsfindungsprozesse“ und in 
denen ihre Unterstützung dargelegt wurde, damit sie an der politischen 
Entscheidungsfindung aktiv teilhaben können (Rainone 2020). In dieser 
Hinsicht kann das Semester als Unterstützungsinstrument zur Stärkung 
des nationalen sozialen Dialogs angesehen werden. 
 
Angesichts dieser Überlegungen ist der Einfluss des Europäischen Semes-
ters auf die Einbindung des sozialen Dialogs ambivalent. Tarifverhand-
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lungen und die Mitentscheidungskompetenz der Sozialpartner durch die 
Formulierung von Tarifverträgen spielen in diesem Governance-Rahmen 
bisher keine entscheidende Rolle. Und trotzdem wurde im Narrativ aus 
den EU-Institutionen, die in die zentralen politischen Projekte eingebun-
den sind, die Bedeutung des sozialen Dialogs in den Entscheidungsfin-
dungsprozessen betont. Zudem werden Bedenken über die demokratische 
Dimension und die Rechenschaftspflicht des Semesters geäußert (Papa-
dopoulos & Piattoni 2019). Die europäischen Institutionen haben bereits 
versucht, das Semester demokratischer zu gestalten, beispielsweise 
indem sie einen Aufbau- und Resilienzdialog zwischen der Europäischen 
Kommission und dem Europäischen Parlament ins Leben gerufen haben. 
Die demokratische Dimension des Semesters könnte noch weiter verbes-
sert werden, indem die Teilhabe der Sozialpartner gefördert und die Me-
chanismen des sozialen Dialogs formal in den aktuellen europäischen 
Governance-Rahmen mit dem Schwerpunkt auf dem Semester eingebun-
den werden.  
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5 SCHWERPUNKTE FÜR DIE STÄRKUNG 

DER TEILHABE VON GEWERKSCHAF-

TEN UND DIE EINBINDUNG DES 

SOZIALEN DIALOGS IN ZENTRALE 

POLITISCHE PROJEKTE 
 
In diesem Abschnitt sind Überlegungen enthalten, die zu einer stärkeren 
Einbindung des sozialen Dialogs und einer besseren Teilhabe von Ge-
werkschaften an zentralen politischen Projekten der EU beitragen sollen.  
 
 

5.1 Bewusstsein für die Funktionsweise des Euro-
päischen Semesters 

 

Eines der Ziele des Versuches zur Neugestaltung des sozialen Dialogs 
durch den ehemaligen Kommissionspräsidenten Juncker bestand darin, 
das Bewusstsein der Sozialpartner dahingehend zu erhöhen, was im Rah-
men des Europäischen Semesters vorgesehen ist. Allerdings bleibt er in 
den Augen vieler Interessenvertreter:innen, insbesondere auf nationaler 
Ebene, eine bürokratische Aufgabe zwischen der Europäischen Kommis-
sion und den nationalen Verwaltungen mit nur geringer Resonanz auf na-
tionaler Ebene (Vanheuverzwijn  & Crespy 2018). Um eine Teilhabe 
nationaler Sozialpartner an zentralen politischen Projekten, die innerhalb 
des Semesters angegangen werden, fördern zu können, muss ihr Wissen 
darüber ausgebaut werden. So ließen sich beispielsweise ihre Teilhabe-
kompetenzen ausbauen, indem ihre Einbindung rechtzeitig organisiert 
wird, damit sie zu den verschiedenen Phasen des Semesters passen. Auch 
der Ausbau von Wissen über das Semester würde den Sozialpartnern 
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dabei helfen, proaktive Strategien zu erarbeiten, einsatzbereit zu sein und 
mit ihren Positionen und Bedenken spontan auf ihre nationalen Regie-
rungen zugehen zu können, die sie dann beispielsweise in ihre Länder-
berichte aufnehmen könnten. In dieser Hinsicht könnte die Integration 
der Aufbau- und Resilienzpläne innerhalb des Semesters Anreize für eine 
stärkere Einbindung von Gewerkschaften bieten. Diese Umstände (das 
neu gestaltete Semester, das die Aufbau- und Resilienzpläne einschließt) 
sind für eine stärkere Einbindung der Sozialpartner günstiger. Eine wei-
tere Dimension, die die Einbindung der Sozialpartner fördern könnte, ist 
eine bessere Verbindung zwischen den Beiträgen der nationalen und der 
europäischen Sozialpartner zum Semester. Dies passt zu der Arbeit, die 
einige europäische Gewerkschaften bereits leisten, um mit ihren Mitglie-
dern in Verbindung zu treten, deren Ideen zu sammeln und ihnen Infor-
mationen zu den zentralen europäischen politischen Programmen zu 
liefern. Auch der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss könnte 
zusätzlich zu den Maßnahmen, die bereits von der Gruppe „Europäisches 
Semester“ innerhalb des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschus-
ses koordiniert werden, Unterstützung anbieten. 
 
 
5.2 Kompetenzaufbau von Gewerkschaften 
 
Kompetenzaufbau wird oft als notwendiger Faktor für eine erfolgreiche 
Teilhabe von Gewerkschaften an den politischen Entscheidungsfindungs-
prozessen genannt (Eurofound o. D.). Die IAO hebt noch spezifischer die 
Notwendigkeit für Gewerkschaften hervor, ihre Analysekompetenzen zu 
stärken und den Wandel, der in der Arbeitswelt von statten geht, zu ver-
stehen, ihre eigenen institutionellen und organisatorischen Prozesse zu 
stärken und sich an innovativen Strategien zu beteiligen, während sie wei-
terhin in Bildungs- und Schulungsprogramme investieren (Internationales 
Arbeitsamt 2022).  
 
Solche Bemühungen hängen von den Mitteln ab, die Gewerkschaften zur 
Verfügung stehen. In dieser Hinsicht besteht eine Diskrepanz zwischen 
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den Mitgliedstaaten in Bezug auf verfügbare Mittel für Sozialpartner, Wirt-
schafts- und Sozialräte oder andere Vertretungsgremien, an denen die 
Sozialpartner in den Mitgliedstaaten beteiligt sind. Länderspezifische 
Empfehlungen von 2020 und 2021 zielen auf ausgewählte Mitgliedstaaten 
ab und enthalten Empfehlungen zur Verbesserung der Strukturen des so-
zialen Dialogs, um den sozialen Dialog und die Kompetenzen der Sozial-
partner zu stärken (Rainone 2020). Der Europäische Sozialfonds Plus steht 
ebenfalls bereit, um Maßnahmen zum Kompetenzaufbau für nationale 
Sozialpartner zu finanzieren. Verbesserungen beim Kompetenzaufbau 
würden Gewerkschaften dazu ermutigen, in politischen Entscheidungs-
findungsprozessen eine proaktive Rolle einzunehmen und Sozialpartner 
dazu zu animieren, sich mit Regierungen zusammenzusetzen, wenn sie 
dies als notwendig erachten.  
 
Den Kompetenzaufbau von Gewerkschaften zu fördern, bedeutet auch, 
ihr Fachwissen über die Wandlungsprozesse in der Arbeitswelt weiter-
zuentwickeln. Dazu gehören auch Kenntnisse zu den Auswirkungen des 
Klimawandels auf die Arbeitsmärkte. Die Politik funktioniert nicht mehr 
in Silos, und die jüngsten zentralen politischen Projekte haben einen 
übergreifenden Einfluss auf fast jede neue Politik oder Reform im sozia-
len, wirtschaftlichen und ökologischen Bereich und darüber hinaus. So 
hat zum Beispiel das Ziel, in den kommenden Jahrzehnten CO2-Neutrali-
tät in der EU zu erreichen, Auswirkungen auf die Gestaltung von beinahe 
jeder Politik oder Reform (Bongardt & Torres 2022). Infolgedessen gehen 
Verhandlungsthemen innerhalb der Gremien des sozialen Dialogs zuneh-
mend über die traditionellen Diskussionsthemen des sozialen Dialogs hi-
naus (Eurofound 2018). Bezüglich dieser Themen besitzen einige 
Organisationen der Zivilgesellschaft ein sehr spezifisches Wissen, das von 
den Gewerkschaften mobilisiert werden könnte. Dies kann zu Allianzen 
zwischen Gewerkschaften und Organisation der Zivilgesellschaft, wie Um-
weltorganisationen, führen (Soder et al. 2018). Die Investition in eine der-
artige Koalitionsbildung könnte auch eine Möglichkeit sein, die Fähigkeit 
von Gewerkschaften zu stärken, an Konsultationen und Diskussionen im 
Zusammenhang mit zentralen politischen Projekten aktiv teilzuhaben, die 
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verschiedene Themen umfassen. In dieser Hinsicht lässt die Koalitions-
bildung zwischen Gewerkschaften und Organisationen der Zivilgesell-
schaft die Notwendigkeit entstehen, die Qualität interner demokratischer 
Prozesse innerhalb von Gewerkschaften sicherzustellen. Gewerkschaften 
müssen zu den unterschiedlichen Bestandteilen in den zentralen politi-
schen Projekten und zu den strategischen Möglichkeiten zur Vermittlung 
dieser Positionen in den politischen Debatten Stellung beziehen (ein-
schließlich der Bildung von Allianzen mit anderen Organisationen der Zi-
vilgesellschaft). Dafür ist die Qualität der internen demokratischen 
Mechanismen entscheidend, um sicherzustellen, dass alle Mitglieder die 
Möglichkeit haben, zur Gestaltung von Positionen und Strategien der Ge-
werkschaften beizutragen (Thomas & Pulignano 2021). 
 
Auf der anderen Seite erzeugt die Einbindung von Organisationen der Zi-
vilgesellschaft gemeinsam mit den Sozialpartnern zusätzlichen Druck auf 
den sozialen Dialog und wirkt sich auf die abnehmende Dominanz der 
traditionellen Sozialpartner aus. Die Pluralisierung der Akteure in der De-
batte hat direkte Auswirkungen auf die Institutionen des sozialen Dialogs, 
indem das Risiko für eine zunehmende Zersplitterung der Interessen grö-
ßer wird. Traditionelle Sozialpartner stehen möglicherweise vor dem Di-
lemma der Stärkung des sozialen Dialogs in seiner ursprünglichen Form 
und seinen ursprünglichen Verfahren, um seine etablierte Funktionsweise 
zu gewährleisten, während sie sich auch mit sich verändernden Merkma-
len des Arbeitsmarktes befassen und das Vorhandensein anderer Inte-
ressenvertreter:innen an ihrer Seite anerkennen müssen. 
 
 

5.3 Gut funktionierende Strukturen des sozialen 
Dialogs  

 
Im Jahr 2016 wurde im Programm „Neustart für den sozialen Dialog“ Fol-
gendes festgehalten: „Der europäische soziale Dialog kann ohne einen 
gut funktionierenden und wirksamen sozialen Dialog auf nationaler 
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Ebene nicht erfolgreich sein. Dafür ist ein förderlicher institutioneller Rah-
men notwendig“ (Europäische Kommission 2016, S. 3). Allerdings macht 
es bisher den Anschein, dass nationale Gewerkschaften mit ihrer Teilhabe 
am mehrschichtigen Governance-Rahmen, der sich mit zentralen politi-
schen Projekten der EU befasst, unzufrieden sind (Contreras & Sanz 2022; 
Sabato et al. 2018).  
 
Eines der Hindernisse für die Teilhabe von Gewerkschaften hängt mit 
dem Zeitpunkt ihrer Einbindung in die Konsultationsprozesse zusammen. 
Während die Europäische Kommission auf mehr Konsultationen mit So-
zialpartnern drängt, ist die Geschwindigkeit des Entscheidungsfindungs-
prozesses gemäß dem Zeitplan des Semesters straff und gedrängt, wie 
oben beschrieben. Infolgedessen ist der Zeitpunkt für Konsultationen be-
grenzt, was zu Frustration unter den Teilnehmer:innen führt.  
 
Das zweite Hindernis hängt mit den Phasen der politischen Entschei-
dungsfindung zusammen. In den meisten Fällen finden die Konsultatio-
nen mit den Sozialpartnern vor der Umsetzungsphase statt. Die 
Umsetzungsphase ist für die Sozialpartner jedoch entscheidend, da sie 
direkte Folgen für ihre Mitgliedsorganisationen vor Ort hat. Daher besteht 
die Notwendigkeit, die Teilhabe von Gewerkschaften während der Um-
setzung politischer Projekte auf der Ebene der Mitgliedstaaten formal zu 
stärken und zu koordinieren.  
 
Darüber hinaus kann der unverbindliche Charakter der Konsultations-
ergebnisse ein Hindernis für die Teilhabe von Gewerkschaften darstellen. 
Eine aktive Einbindung in einen Konsultationsprozess kann für eine Ge-
werkschaft kostspielig sein. Gewerkschaftsorganisationen müssen bewer-
ten, ob sich diese Art von Einbindung lohnt. Bisher haben die 
Sozialpartner ihre Beiträge als rein informativ für die europäischen Insti-
tutionen wahrgenommen (Rodríguez Contreras 2022). Gemäß den Leit-
linien für eine bessere Rechtsetzung (2021) haben die Mitarbeiter:innen 
der Europäischen Kommission Interesse an evidenzbasierten Analysen 
und Rückmeldungen zur Umsetzung der politischen Maßnahmen. Dies 
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hat Einfluss auf die Konsultationsprozesse, die nach den eigenen Bedürf-
nissen und Prioritäten der Kommission organisiert werden. Allerdings 
haben die europäischen Sozialpartner in ihren gemeinsamen Beiträgen 
nach dem Nahles-Bericht die Notwendigkeit ermittelt, dass sinnvollere 
Konsultationen der Sozialpartner notwendig sind, die von der Kommis-
sion organisiert werden (Europäischer Gewerkschaftsbund et al. 2020). 
„Sinnvollere“ Konsultationen würden partizipatorische Verfahren umfas-
sen, die Rückmeldungen von Regierungen, Beratungen und die Mitgestal-
tung von politischen Maßnahmen durch Sozialpartner und politische 
Entscheidungsträger:innen enthalten könnten, sozusagen als weiteren 
Schritt zur Stärkung und Vertiefung der Teilhabe der Sozialpartner. 
 
Neben sinnvolleren Konsultationsprozessen müssen auch Tarifverhand-
lungen und die Annahme von Tarifverträgen durch die Sozialpartner ge-
fördert werden. Diese Arten der Einbindung sind am stärksten und 
lohnenswertesten in Bezug auf die Kontrolle der Sozialpartner in Ent-
scheidungsfindungsprozessen. Tarifverhandlungen sind zudem ein spe-
zifisches Recht der Sozialpartner, das sie von anderen Organisationen der 
Zivilgesellschaft unterscheidet. Es ist entscheidend, dass Tarifverhandlun-
gen eine zentrale Praxis in den Strukturen des sozialen Dialogs bleiben. 
Andernfalls riskiert der soziale Dialog, als simple konsultative Bühne ohne 
Garantien in Bezug auf den Einfluss auf die daraus hervorgehenden Er-
gebnisse kleingeredet zu werden.  
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5.4 Fallstudie: Seminar zum Thema „Die Rolle 
von arbeitsrechtlichen Systemen und Sozial-
schutzsystemen bei der Erreichung der Ziele 
der europäischen Säule sozialer Rechte“, das 
von CFTL (Centro de Formação e Tempos 
Livres) organisiert wurde 

 
 
5.4.1 Einleitung  
 
Das von CFTL in Zusammenarbeit mit Base-FUT und EZA organisierte und 
von der Europäischen Union finanzierte Seminar sollte die Rolle von ar-
beitsrechtlichen Systemen und Sozialschutzsystemen bei der Umsetzung 
der europäischen Säule sozialer Rechte (EPSR) untersuchen. Das Seminar 
fand vom 3.–5. Februar 2023 in Cartaxo, Portugal, statt. Es kamen Fach-
leute und Expert:innen aus den Bereichen sozialer Dialog und Sozialpoli-
tik zusammen. Die unterschiedlichen Hintergründe und Nationalitäten 
der Referent:innen und Teilnehmer:innen ermöglichten eine vielschich-
tige Diskussion zu diesem wichtigen Thema.   
 
Dieses Seminar bot HIVA-KU Leuven die Möglichkeit, einige der Ergeb-
nisse der im Auftrag des EZA durchgeführten Studie zur „Teilhabe von Ge-
werkschaften und Einbindung des sozialen Dialogs in zentrale politische 
Projekte“ vorzustellen. Aufgrund des zentralen Themas des Seminars 
wurde im Vortrag derjenige Teil des Berichts hervorgehoben, der sich mit 
der europäischen Säule sozialer Rechte und der Rolle der Sozialpartner 
bei der Verabschiedung und Umsetzung befasst.   
 
In den folgenden Abschnitten wurden zentrale Punkte betont, auf die 
während der beiden Tage mit Debatten und dem Austausch von Ansich-
ten ein besonderer Schwerpunkt gelegt wurde.   
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5.4.2 Soziale Rechte und Sozialpolitik in der EU  
 
Auf der Eröffnungssitzung wurde hervorgehoben, dass die „soziale“ Di-
mension für demokratische Staaten wesentlich ist, und auf dem Seminar 
wurde über die Annäherung der Werte zwischen der Internationalen Ar-
beitsorganisation (IAO) und der EU als Weltregion gesprochen. Die Ge-
staltung der Sozialpolitik ist tatsächlich Teil der demokratischen Prozesse, 
bei denen Sozialpartner und Organisationen der Zivilgesellschaft ein-
gebunden sind. So hatte Portugal beispielsweise 2020 die EU-Ratsprä-
sidentschaft inne und erarbeitete einen Aktionsplan für die europäische 
Säule sozialer Rechte, einschließlich Indikatoren, um Maßnahmen für eine 
gerechtere und inklusivere Arbeit zu verstärken. Die IAO hob den Konsul-
tationsprozess hervor, der zu diesem Plan geführt hatte, sowie die drei-
gliedrige Vereinbarung, die in Porto unterzeichnet worden war.  
 
Auf dem Seminar wurde die Situation in Portugal erläutert, darunter auch 
die Herausforderungen einer sinkenden Geburtsrate, einer nachlassen-
den Abdeckung durch Tarifverhandlungen sowie die Schwächung von Ta-
rifverhandlungen, des Vertretungsmonopols von Gewerkschaften und 
von Tarifverträgen. Das Seminar befasste sich auch mit der Einschrän-
kung des Streikrechts, darunter die Ausweitung von Sektoren mit Min-
destdienstleistungsanforderungen und längere Ankündigungsfristen für 
Streiks.  
 
5.4.3 Herausforderungen für Wohlfahrtstaaten  
 
Die Teilnehmer:innen des Seminars ermittelten und sprachen über die He-
rausforderungen für Wohlfahrtstaaten im Hinblick auf die Umsetzung der 
europäischen Säule sozialer Rechte. Die europäische Säule sozialer Rechte 
wurde bereits vor der Coronapandemie geschaffen und das Seminar be-
fasste sich mit der Frage, ob sie an die neuen Möglichkeiten des Arbeitens 
nach der Pandemie angepasst werden kann. Es wurde auch über den Ein-
fluss von Demografie und Digitalisierung gesprochen, einschließlich der 
Frage, ob Roboter Sozialversicherungsbeiträge zahlen sollten.  
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Auf dem Seminar wurde zudem das mangelnde Wissen über die soziale 
Sicherheit bei jungen Menschen und die Zusammenhänge zwischen der 
Geschichte der sozialen Sicherheit und der europäischen Säule sozialer 
Rechte hervorgehoben. Es wurde die Notwendigkeit zur Schaffung von 
Bedingungen für die Beteiligung neuer Generationen an der Gewerk-
schaftsbewegung besprochen und die Wichtigkeit junger Generationen, 
die die Initiative ergreifen, betont, da die Alterung der Bevölkerung sonst 
zu einer Ermüdung von Kampagnen führt.  
 
 
5.4.4 Die Zukunft der Sozialschutzsysteme  
 
Das Seminar befasste sich mit zukünftigen Sozialschutzsystemen und mit 
der Frage, wie deren Beständigkeit gefördert werden kann. Die Teilneh-
mer:innen sprachen über die Idee, dass die soziale Sicherheit mit einer 
Abdeckung auf einem Allzeithoch besser denn je funktioniert und dass 
das System ausgeweitet wird, um seine Ziele zu erreichen. Die Heraus-
forderung besteht darin, dieses System und seine universelle Abdeckung 
mit Solidarität und Universalität als primärer Logik aufrechtzuerhalten. 
Es wurde auch über das demografische Problem niedriger Geburtsraten, 
insbesondere in Portugal, gesprochen. Die Teilnehmer:innen betonten 
die Wichtigkeit der Zahl der Arbeitnehmer:innen, ungeachtet ihrer Her-
kunft, und der Ausgeglichenheit zwischen den Parteien, was die Arbeits-
welt stärker betrifft als die Regierung. Auf dem Seminar wurde zudem 
über die geteilte Finanzierung des Sozialschutzes durch die Arbeitneh-
mer:innen und Unternehmen diskutiert sowie über die Fähigkeit der Re-
gierung, mehr Einkommensteuern als Unternehmensteuern zu erhalten.  
Es wurde die Position von Gewerkschaften in Bezug auf die europäische 
Säule sozialer Rechte besprochen, mit dem Schwerpunkt auf der Bekämp-
fung von Armut auf europäischer Ebene, was das Hauptziel der Säule ist. 
Die Teilnehmer:innen befassten sich mit dem Problem der Nutzung von 
Indikatoren als Umsetzungsgarantie und dem Ziel der Verringerung von 
Armut (mit dem Ziel der Verringerung von Armut unter Arbeitnehmer: 
innen bis 2030). Auf dem Seminar wurde vorgeschlagen, die Bekämpfung 
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von Armut auf europäischer Ebene zu intensivieren und menschenwür-
dige Arbeitsbedingungen zu verbessern, indem der soziale Dialog auf na-
tionaler und europäischer Ebene gestärkt wird.  
 
Es wurden auch Vorschläge der spezifischen Ausschüsse des belgischen 
christlichen Gewerkschaftsbundes besprochen (CSC), die soziale Absiche-
rung auszuweiten, einschließlich der Jugendautonomiezulage, des    
Schutzes der sozialen Sicherheit für Wanderarbeitnehmer:innen (undo-
kumentierte Migrant:innen) und der finanziellen und sozioökologischen 
Nachhaltigkeit der sozialen Sicherheit. Auf dem Seminar wurde die Not-
wendigkeit für junge Menschen betont, die soziale Sicherheit besser zu 
verstehen, und hervorgehoben, dass junge Menschen im Zentrum der 
Vorschläge stehen. Das Seminar befasste sich auch mit den Mitteln und 
Ansätzen, die von Gewerkschaften eingesetzt werden, um schwer zu er-
reichende Zielgruppen zu mobilisieren und ihre Beteiligung am sozialen 
Dialog und der Politik sicherzustellen.  
 
 
5.4.5 Der soziale Dialog: schwieriges Zusammenspiel zwi-

schen nationalen und europäischen Ebenen  
 
Der europäische soziale Dialog kann nur erfolgreich sein, wenn auch der 
nationale soziale Dialog gut funktioniert. In dieser Hinsicht ist im Rahmen 
des Europäischen Semesters eine deutlichere Formulierung erforderlich. 
Die Einbindung der nationalen Sozialpartner sollte gefördert werden.  
 
Europäische Rahmenvereinbarungen sind Hilfsmittel, die auf nationaler 
Ebene Fortschritte bewirken können. Die nationalen Kulturen von Arbeit 
und Arbeitsbeziehungen stellen für die Schaffung europäischer Rahmen-
vereinbarungen Herausforderungen dar. Diese Unterschiede müssen 
anerkannt werden, um die Formulierung von europäischen Rahmenver-
einbarungen zu fördern. Kollektive Intelligenz muss eingesetzt werden, 
um Probleme gemeinsam lösen zu können, da jeder davon betroffen ist. 
Probleme, die die Arbeit in spezifischen europäischen Mitgliedstaaten be-
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treffen, sollten von allen Mitgliedstaaten und Sozialpartnern gemeinsam 
angegangen werden.   
 
Auf Unternehmensebene lassen sich die Erfolgsfaktoren für eine Rah-
menvereinbarung folgendermaßen zusammenfassen: viel Pädagogik, Ein-
bindung und Unterstützung aus dem mittleren Management, realistische 
und erreichbare Ziele und Vorwegnahme der Komplexität des Hilfsmittels 
vor Ort. In Bezug auf europäische Vereinbarungen ist es wichtig, über die 
Texte hinaus zu blicken und zu sehen, welche Maßnahmen ergriffen wer-
den.  
 
5.4.6 Schlussfolgerung  
 
Die Europäische Union hat erfolgreich ein Sozialmodell geschaffen, das 
auf wirtschaftlichem Wachstum basiert und den Menschen soziale Rechte 
gewährt. Damit die sozialen Rechte auch weiterhin in der EU gewährleis-
tet werden können und ihre Abdeckung verbessert werden kann, besteht 
die Herausforderung darin, dass sie gestärkt werden muss, um verschie-
dene Krisen (Umweltkrisen, demografische Krisen, geopolitische Krisen 
usw.) bewältigen zu können.   
 
Zwei grundlegende Achsen müssen bei den Überlegungen zu diesen Fra-
gen berücksichtigt werden.  
 
Die zentrale Bedeutung von Arbeit in unseren Gesellschaften. Der Grund-
satz, dass Arbeit keine Ware, sondern ein Menschenrecht ist, wie es in der 
Erklärung von Philadelphia aus dem Jahr 1944 ratifiziert wurde, ist ent-
scheidend.  
 
Ein sozialdemokratischer Staat ist für den Schutz der Bürger:innen essen-
ziell. Dies bricht mit der Vorstellung einer minimalistischen Auffassung 
des Staates. Die hoheitlichen (z. B. Verteidigung) und sozialen Funktionen 
des Staates sind kompatibel und verstärken sich gegenseitig.  
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Themen wie Arbeit und Sozialschutz sind oft heikel, wenn sie in der Politik 
diskutiert werden. Es ist wichtig, Mythen und Ängste abzubauen, die das 
Handeln der Regierung, der Sozialpartner und der Zivilgesellschaft ein-
schränken könnten, indem sie sie und die Bürger:innen verwirren. Es ist 
immer wichtig, sich daran zu erinnern, dass es keine Wirtschaft ohne Ar-
beitnehmer:innen und keinen Sozialstaat ohne Teilhabe und Bürgerschaft 
gibt. Arbeitsrechte sind nicht auf Arbeit und berufliche Tätigkeiten be-
schränkt, sondern beziehen sich auf die Menschenrechte, die in der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte enthalten sind.  
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6 ALLGEMEINE SCHLUSSFOLGERUNG 
 
Die Einbindung der (europäischen und nationalen) Sozialpartner in das 
Europäische Semester und in zentrale politische Projekte ist ein wichtiges 
Thema für die EU-Institutionen, insbesondere seit der Initiative „Neustart 
für den sozialen Dialog“, die von der Kommission unter Juncker ins Leben 
gerufen wurde. Alle neueren Analysen sind sich jedoch einig, dass die Ver-
fahren des sozialen Dialogs und die Einbindung der Sozialpartner in die 
Umsetzung europäischer politischer Projekte auf nationaler Ebene un-
einheitlich sind und dass die Teilhabe der Sozialpartner und die Mecha-
nismen des sozialen Dialogs im Governance-Rahmen des Semesters noch 
verbessert werden können. Offizielle Diskurse und politische Dokumente 
unterstützen die Idee einer besseren Einbindung des sozialen Dialogs und 
der Teilhabe der Sozialpartner, es fehlen aber noch immer formale Ver-
bindungen zwischen den Strukturen des sozialen Dialogs und dem Se-
mesterrahmen. Auf die Frage, wie diese Verbindungen hergestellt werden 
können, gab es bisher kaum Antworten. Die Untersuchung von drei poli-
tischen Projekten im Rahmen dieses Berichts hat gezeigt, dass die Quali-
tät und der Zeitpunkt der Einbindung sowie die Auswirkungen der 
Ergebnisse, die von den Sozialpartnern und den Strukturen des sozialen 
Dialogs erwartet werden können, die wichtigsten Faktoren sind. Um die 
Einbindung der Sozialpartner in die Erarbeitung zentraler politischer Pro-
jekte und in ihre Umsetzung zu gewährleisten, müssen die Strukturen des 
sozialen Dialogs in den derzeitigen Modus der europäischen Governance 
mit dem Fokus auf das Europäische Semester einbezogen werden.  
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